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Epidemiologie: 

Wissenschaftler verwei-

sen auf eine neue Daten-

lage zu den Gefahren 

ionisierender Strahlung. 

Das ist jedoch leider noch 

nicht überall angekom-

men, beklagt der Kinder-

arzt Dr. Alex Rosen. 
Seite 4 

Folgen von Fukushima: 

Die monatlichen Daten 

der Lebendgeburten und 

der Säuglingssterblichkeit 

liegen jetzt auch bis Ende 

2013 vor. Ein Update der 

statistischen Auswertung 

von Alfred Körblein vom 

Februar dieses Jahres. 
Seite 5 

Atommüll: 

Greenpeace, .ausgestrahlt 

und die BI Lüchow-Dan-

nenberg haben die Einla-

dung zur Anhörung vor 

der Atommüll-Kommis-

sion zurückgewiesen. 

Strahlentelex dokumen-

tiert deren Begründung 

im Wortlaut.           Seite 8 

Atommüll: 

Ein Jahr nach der Be-

standsaufnahme im „Sor-

genbericht“ der Umwelt-

initiativen zog das Bundes-

umweltministerium nach 

und legte ein allerdings 

unvollständiges Verzeich-

nis radioaktiver Abfälle 

vor.          Seite 11 

Der Standort Konrad 

Der  Standort  Konrad   wurde 

1982 ohne jegliches Standort-

auswahlverfahren festgelegt. 

Grund für die Festlegung war 

die Verfügbarkeit des alten 

Eisenerzbergwerks und eine 

oberflächliche Betrachtung der 

„Eignung“ des stillgelegten 

Bergwerks. Kommunen und 

Öffentlichkeit wurden über 

die Standortentscheidung zwar 

informiert, eine Beteiligungs-

möglichkeit gab es aber nicht. 

Während des Planfeststellungs-

verfahrens zu Konrad wurde 

auf Weisung der damaligen 

Bundesregierung auch keine 

Prüfung von Standortalterna-

tiven vorgenommen. Eine sol-

che Alternativenprüfung war 

zum damaligen Zeitpunkt bei-

spielsweise bereits für jede 

normale Mülldeponie erfor-

derlich. 

Der Planfeststellungsbeschluss 

für Konrad bezieht sich auf 

die Sicherheitskriterien für ein 

Endlager der Reaktor-Sicher-

heitskommission von 1983. 

Teile dieser Sicherheitskrite-

rien sind schon seit längerer 

Zeit nicht mehr Stand von 

Wissenschaft und Technik. 

Außerdem  wird   auch   gegen 

Dipl.-Phys. Wolfgang Neumann, 

Dipl.-Geol. Jürgen Kreusch, intac 

GmbH Hannover, 

WNeumann@intac-hannover.de 

diese Kriterien gleich mehr-

fach verstoßen. So wird das 

geplante Endlager anstatt in 

einer neu zu erkundenden geo-

logischen Formation in einem 

alten Gewinnungsbergwerk ein-

gerichtet, dessen Zweckbestim-

mung gerade nicht die Einla-

gerung von Abfällen war. Für 

die geologische Standorterkun-

dung wurden nur unzureichen-

de Untersuchungen durchge-

führt; ein Untersuchungs- und 

Bewertungskonzept gab es 

nicht. Beispielsweise wurde 

nur eine Tiefbohrung gezielt 

zu Untersuchungszwecken ab-

geteuft. Ein erheblicher Teil 

der benutzten Daten stammt 

nicht aus den für das eigent-

liche Endlager vorgesehenen 

geologischen Bereichen. Zu-

dem wurde sicherheitsrelevan-

ten Fragestellungen nicht in 

dem erforderlichen Maße nach-

gegangen. Die Forderung in 

den RSK-Sicherheitskriterien, 

dass die Ansatzpunkte für die 

Bergwerksschächte unter geo-

logischen und hydrogeologi-

schen Bedingungen optimiert 

festgelegt werden müssen, ist 

bei Konrad nicht zu erfüllen. 

Bei Konrad sind sie durch das 
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Atommüll-Lager 
 

Das geplante Endlager Konrad 
muss auf den Prüfstand 
 

Zweifel an der Entscheidung für Schacht Konrad – 
Überlegungen zum geplanten Endlager für nicht 
wärmeentwickelnde radioaktive Abfälle 
 

Von Wolfgang Neumann und Jürgen Kreusch* 
 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Errichtung des im 
Jahr 2002 mit Planfeststellungsbeschluss genehmig-
ten Endlagers Konrad für schwach- und mittelradioak-
tive Abfälle wird als frühestes Inbetriebnahmejahr 
2022 genannt. Davon unabhängig nimmt die Diskus-
sion darüber zu, ob die Sicherheitsnachweise für 
Konrad überhaupt noch dem Stand von Wissenschaft 
und Technik entsprechen, und ob die Inbetriebnahme 
entsorgungspolitisch überhaupt noch sinnvoll ist. 
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alte Bergwerk vorgegeben. 

Außerdem fordern die Krite-

rien den Schutz von Boden-

schätzen, was aber im Falle 

Konrad in Bezug auf das 

Eisenerzlager zweifelsohne 

nicht gegeben ist. 

Allein die vorstehenden As-

pekte begründen bereits Zwei-

fel an der Entscheidung für 

Konrad. 

Der Langzeitsicherheits-
nachweis 

Der Langzeitsicherheitsnach-

weis für Konrad wird bei ge-

planter Inbetriebnahme älter 

als dreißig Jahre sein. Er ent-

sprach bereits während des 

Erörterungstermins zum Plan-

feststellungsverfahren Anfang 

der 1990er Jahre zu Teilen 

nicht mehr dem Stand von 

Wissenschaft und Technik. 

Das betrifft beispielsweise die 

Modellrechnungen, mit denen 

die Ausbreitung der Radio-

nuklide aus dem Endlager in 

Richtung Biosphäre simuliert 

worden sind. Es war dem 

Bundesamt für Strahlenschutz 

(BfS) noch nicht einmal mög-

lich, den tatsächlichen Trans-

portmechanismus zu ermitteln 

(Advektion oder nur Diffusi-

on). Für die Modellrechnun-

gen wurde einerseits eine 

Grundwasserbewegung unter-

stellt, aber andererseits vom 

BfS behauptet, das Grundwas-

ser im Endlagerniveau stag-

niere. Die fehlende Realitäts-

nähe dieses Vorgehens ent-

sprach damals und entspricht 

auch heute nicht den Anfor-

derungen an einen Langzeit-

sicherheitsnachweis. Die Plan-

feststellungsbehörde erkannte 

trotz des offensichtlichen Wi-

derspruchs darin keinen Man-

gel. 

Darüber hinaus existieren 

noch weitere Probleme, die 

nicht abschließend geklärt 

sind. Dazu gehört die Bedeu-

tung alter Explorationsboh-

rungen für die mögliche Aus-

breitung von Radionukliden 

auf kürzestem Weg in die Bi-

osphäre. Des Weiteren ist die 

Bedeutung von Gas als An-

triebsmechanismus für die 

Ausbreitung  von  Radionukli- 

den nicht ausreichend geklärt. 

Der Stand von Wissenschaft 

und Technik für den Langzeit-

sicherheitsnachweis hat sich 

seit dem Erörterungstermin 

weiter verändert. Das betrifft 

beispielsweise den auf eine 

Million Jahre verlängerten 

Nachweiszeitraum, die Forde-

rung nach einem einschluss-

wirksamen Gebirgsbereich (der 

für Konrad nicht existiert, da 

das Endlagersystem nach Nor-

den hin offen ist), den Nach-

weis der Robustheit des ge-

samten Endlagersystems, die 

Berücksichtigung von Unge-

wissheiten und deren Einfluss 

auf die Ergebnisse der Berech-

nungen und den herabgesetz-

ten Wert für die zulässige 

Strahlenbelastung von Perso-

nen nach Ausbreitung von 

Radionukliden in die Biosphä-

re. 

Die Anwendung der Regelun-

gen der Strahlenschutzverord-

nung für die im Langzeitsi-

cherheitsnachweis zulässigen 

Strahlenbelastungen für Per-

sonen in der Umgebung des 

Austrittspunktes von Radio-

nukliden in die Biosphäre er-

folgte bei Konrad nicht strah-

lenschutzvorsorgeorientiert. 

Der in den Kriterien der Reak-

torsicherheitskommission (RSK) 

genannte Grenzwert der effek-

tiven Dosis von 0,3 Millisie-

vert pro Jahr (mSv/a) wurde 

mit 0,26 mSv/a weitgehend 

ausgeschöpft (Übrigens: in 

den Sicherheitsanforderungen 

des Bundesumweltministeri-

ums von 2010 werden 0,1 

mSv/a gefordert). Die Unmög-

lichkeit der „Abschaltung“ der 

Freisetzungsquelle bei einem 

Endlager erfordert zwingend 

die Minimierung der Strahlen-

belastung. Diese ist jedoch bei 

dem geringen Sicherheitsab-

stand zum angenommenen 

Grenzwert und auch wegen 

der Unsicherheiten bei der 

Bestimmung dieser Dosis nicht 

gegeben. Die nach Strahlen-

schutzverordnung notwendige 

Einhaltung von Organdosisgrenz-

werten für das rote Knochen-

mark und die Knochenober-

fläche ist bei Konrad gleich-

falls nicht beachtet worden. 

Eine Inbetriebnahme von Kon-

rad auf Grundlage des ge-

genwärtig gültigen Langzeitsi-

cherheitsnachweises entspricht 

nicht dem zu fordernden si-

cherheitsorientierten Vollzug 

von Atomgesetz und Strahlen-

schutzverordnung. 

Die wasserrechtliche 
Erlaubnis 

Die zum Planfeststellungsbe-

schluss 2002 ergangene Geho-

bene Wasserrechtliche Erlaub-

nis enthält strenge Begren-

zungen für die Einlagerung 

bestimmter konventioneller 

Schadstoffe. Dies ist dem im 

Endlagerbereich nach Ver-

schluss des Bergwerks anste-

henden Grundwasser geschul-

det. In anderen Wirtsgesteinen 

oder mit einem anderen End-

lagerkonzept wären wahr-

scheinlich weniger strenge 

Begrenzungen möglich. Zur 

Ermittlung der für die Bilan-

zierung zur Einhaltung der Be-

grenzung notwendigen Schad-

stoffinventare der Abfallgebin-

de wurde für die Ausbrei-

tungsbetrachtung mit dem 

Grundwasser eine zweimalige 

Verdünnung unterstellt. Vor 

allem für den zweiten Ver-

dünnungsansatz von 1:10.000 

beim Schadstoffübergang vom 

Tiefengrundwasser ins ober-

flächennahe Grundwasser ist 

die rechtliche Zulässigkeit und 

die wissenschaftliche Recht-

fertigung der Ableitung der 

Verdünnung fraglich (im 

Wasserhaushaltsgesetz gibt es 

keine unterschiedlich zu be-

wertenden oberflächennahen 

oder Tiefengrundwässer). 

Um mit sehr kleinen Schad-

stoffinventaren in den Abfall-

gebinden, die bei der großen 

Abfallmenge dennoch relevant 

sind, umgehen zu können, 

wurde ein kompliziertes Be-

wertungskonstrukt mit Schwel-

lenwerten entwickelt. Dessen 

rechtlicher Bestand ist hin-

sichtlich des Nachweises der 

Einhaltung der Schadstoffbe-

grenzung ebenfalls fraglich. 

Für sogenannte Altabfälle, die 

einen beträchtlichen Anteil am 

Gesamtabfall für Konrad um-

fassen, sind die Inventaranga-

ben überwiegend theoretischer 

Herkunft. Für das konventio-

nelle Schadstoffinventar müs-

sen keine Analysenachweise 

durch Messungen erbracht wer-

den und für messtechnisch zum 

Konditionierungszeitpunkt 

nicht erfasste Radionuklidsor-

ten sind Plausibilitätsannah-

men zulässig. Dies führt ins-

gesamt zu nicht vernachläs-

sigbaren Unsicherheiten zur 

Bestimmung des Endlagerin-

ventars an konventionellen 

Schadstoffen in den Abfällen. 

Insgesamt sind also Zweifel 

angebracht, ob die Bestim-

mungen der wasserrechtlichen 

Erlaubnis mit dem beschrie-

benen Vorgehen einhaltbar 

sind. 

Die Freisetzung natürli-
cher Radionuklide 

Das eisenerzhaltige Wirtsge-

stein von Konrad enthält die 

natürlichen Radionuklidsorten 

Thorium-232 und Uran-238 

sowie deren Tochternuklid 

Radium. Durch deren radioak-

tiven Zerfall entstehen die 

gasförmigen Radionuklide Ra-

don 220 und 222, die neben 

den aus den Abfällen freige-

setzten Radionukliden zu zu-

sätzlichen Strahlenbelastungen 

während Offenhaltung und Be-

trieb von Konrad führen. Das 

Betriebspersonal wird durch 

Einatmen dieser zusätzlichen 

Radionuklide unter Tage be-

lastet, und auch die Bevölke-

rung wird durch die Abgabe 

dieser Radionuklide mit Ab-

luft und Abwasser belastet. 

Die Belastungen werden durch 

den Betrieb des Endlagers, al-

so menschliche Tätigkeiten, 

verursacht. Deshalb müssen 

sie eigentlich bei der Bewer-

tung der Auswirkungen für 

Mensch und Umwelt gleich-

wertig zu den Radionukliden 

aus den Abfällen berücksich-

tigt werden. 

Im Planfeststellungsbeschluss 

wird hierzu jedoch ein erheb-

licher geistiger Aufwand be-

trieben, damit nicht nur die 

Grenzwerte, sondern auch das 

Minimierungsgebot als einge-

halten angesehen werden sol-

len. Nach einem Gutachten 
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des TÜV-Hannover werden 

durch die zulässigen Abgaben 

mit dem Abwetter der Grenz-

wert der effektiven Dosis bis 

zu 17 Prozent und der Grenz-

wert für das Organ Lunge bis 

zu 42 Prozent sowie durch die 

zulässigen Abgaben mit dem 

Abwasser der Grenzwert der 

effektiven Dosis bis zu 46 

Prozent und der Grenzwert für 

das Organ Knochenmark bis 

zu 92 Prozent ausgeschöpft. 

Die natürlichen Radionuklide 

verursachen dabei jeweils et-

wa ein Drittel der Dosis. Bei 

neueren Entwicklungen im 

Strahlenschutz, die zum Nach-

weis einer höheren Wirksam-

keit ionisierender Strahlung füh-

ren könnten, bestünde also 

praktisch kein Sicherheitsab-

stand zu den Grenzwerten. 

Von Minimierung kann unter 

diesen Bedingungen keine 

Rede sein. 

Die aus dem Gestein von Kon-

rad freigesetzten natürlichen 

Radionuklide sind vergleichs-

weise viel und bei der Bewer-

tung der Strahlenbelastungen 

im Planfeststellungsbeschluss 

nicht ausreichend berücksich-

tigt worden. 

Der Entsorgungspoliti-
sche Sinn von Konrad 

Im Planfeststellungsbeschluss 

ist die Aufnahmekapazität von 

Konrad für schwach- und mit-

telradioaktive radioaktive Ab-

fälle auf 303.000 Kubikmeter 

begrenzt. Das Bundesamt für 

Strahlenschutz hat auf Grund-

lage von Angaben der Abfall-

produzenten die bis zum Jahr 

2050 aus dem für Konrad bis-

her betrachteten Spektrum an-

fallenden Abfälle mit 297.500 

Kubikmeter und bis 2080 mit 

304.000 Kubikmeter abge-

schätzt. Mit der prognostizier-

ten Abfallmenge bis 2080 wä-

re die Kapazität für Konrad 

schon mehr als ausgelastet. 

Davon abgesehen würde die 

Einlagerung aller dieser Ab-

fälle bei einer Inbetriebnahme 

ab 2022 auch eine Betriebszeit 

von circa 60 Jahren erfordern, 

die bisher für Konrad nicht 

vorgesehen ist. 

In dem bisher für Konrad be-

trachteten Spektrum schwach- 

und mittelradioaktiver Abfälle 

fehlen viele in der Bundesre-

publik Deutschland angefalle-

ne und noch anfallende Abfäl-

le, die auch schwach- oder 

mittelradioaktiv sind. Es sind 

dies zum Beispiel  

 circa 1.000 Tonnen (Me-

gagramm; Mg) graphithaltige 

Abfälle aus Forschungsreakto-

ren und Entwicklung,  

 circa 35 Tonnen (Mg) tho-

riumhaltige Abfälle aus Kern-

technik und Industrie, 

 radioaktive Abfälle aus dem 

reaktorkernnahen Bereich der 

Atomkraftwerke, die durch Ak-

tivierung von Spurenelementen 

bestimmte Radionuklide ent-

halten, 

 mindestens 100.000 Kubik-

meter Uranverbindungen aus 

der Urananreicherung,  

 uranhaltige Betriebsabfälle 

aus der Brennelementefabrik 

Lingen und der Urananreiche-

rungsanlage Gronau, 

 Abfälle aus dem Institut für 

Transurane Karlsruhe (ITU), 

 150.000 bis 275.000 Ku-

bikmeter aus der geplanten 

Rückholung der Abfälle aus 

dem havarierten Bergwerk 

Asse II. 

Diese Abfälle dürfen aufgrund 

unterschiedlicher Eigenschaf-

ten und Auswirkungen der in 

ihnen enthaltenen Radionukli-

de und chemo-toxischer Ab-

fallstoffe nach dem Planfest-

stellungsbeschluss nicht in 

Konrad eingelagert werden. 

Damit ist festzustellen: 

 Die Einlagerungskapazität 

von Konrad reicht nicht für 

alle in der Bundesrepublik 

Deutschland anfallenden 

schwach- und mittelradioakti-

ven Abfälle aus. 

 Konrad ist nicht für alle 

schwach- und mittelradioakti-

ven Abfälle geeignet. 

Daraus folgt, dass das von den 

Bundesregierungen bisher ver-

folgte Endlagerkonzept, das 

aus Konrad und dem noch zu 

suchenden Endlager für wär-

meentwickelnde Abfälle be-

steht, nicht tragfähig ist. Ent-

weder muss ein weiterer End-

lagerstandort für die oben be-

schriebenen Abfälle gesucht 

werden, oder diese Abfälle 

müssen in das geplante End-

lager für wärmeentwickelnde 

Abfälle eingelagert werden. 

Möglich wäre aber auch ein 

Endlagerstandort für alle radi-

oaktiven Abfälle. 

Weitere Aspekte 

Es gibt einige weitere Aspek-

te, die heute zu berücksichti-

gen sind, bei Konrad aber bis-

her keine Beachtung gefunden 

haben: 

 Im Planfeststellungsverfah-

ren und bei der Planung von 

Konrad haben Rückholbarkeit 

oder Bergbarkeit der radioak-

tiven Abfälle aus dem Endla-

ger keine Rolle gespielt. Für 

wärmeentwickelnde Abfälle 

wird dies vom Bundesumwelt-

ministerium inzwischen gefor-

dert. 

 Für die Transporte der ra-

dioaktiven Abfälle zum End-

lager gibt es bisher keine de-

terministische Analyse für po-

tenzielle Strahlenbelastungen 

bei unfallfreiem Transport und 

nach Transportunfällen. Dies 

ist für die Vorsorgepflicht der 

Kommunen an den Trans-

portstrecken in der Region 

Salzgitter/Braunschweig von 

Bedeutung. 

 Bei der Einrichtung des 

Endlagers in dem alten Ei-

senerzbergwerk sind verschie-

dene Schwierigkeiten aufgetre-

ten, die zu Verzögerungen ge-

führt haben. Es ist eine Auf-

stellung zu fordern, in der die 

durchgeführten Veränderun-

gen und Installationen auf ihre 

Sicherheitsrelevanz hin über-

prüft und nachvollziehbar mit 

dem aktuellen Stand von Wis-

senschaft und Technik vergli-

chen und gegebenenfalls Ab-

weichungen bewertet werden. 

 In wesentlichen sicherheits-

relevanten Bereichen erfolgte 

bei Konrad eine Lenkung des 

Planfeststellungsverfahrens 

durch Weisungen des Bundes-

umweltministeriums an die 

Planfeststellungsbehörde. 

Auch diesbezüglich ist zu prü-

fen, ob dies die Einhaltung 

des Standes von Wissenschaft 

und Technik beim Erlass des 

Planfeststellungsbeschlusses 

beeinflusst hat. 

Fazit 

Das geplante Endlager Konrad 

muss auf den Prüfstand. Eine 

Inbetriebnahme ohne Überprü-

fung der Sicherheitsnachwei-

se, speziell auch des Lang-

zeitsicherheitsnachweises, 

nach dem aktuellen Stand von 

Wissenschaft und Technik, 

darf nicht erfolgen. Zudem 

besteht die Notwendigkeit, ei-

ne geschlossene Endlagerpla-

nung für alle radioaktiven 

Abfälle in der Bundesrepublik 

Deutschland zu entwickeln. 

Ob und welche Rolle Konrad 

in dieser Planung einnehmen 

könnte, ist zu diskutieren. 

Der vorstehende Beitrag ist eine 

Überarbeitung des Vortrags von 

Wolfgang Neumann: Kritische 

Betrachtung des geplanten Endla-

gers Konrad; Öffentliches Fach-

gespräch zu Schacht Konrad der 

Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 

im Deutschen Bundestag am 

21.07.2014, http://kotting-uhl.de/ 

site/wp-content/uploads/2014/07/ 

2014-07-21_FG_Konrad_Gruene-

Btf_4_Neumann.pdf  

Niedersächsisches Umweltminis-

terium: Planfeststellungsbeschluss 

für die Errichtung und den Be-

trieb des Bergwerkes Konrad in 

Salzgitter als Anlage zur Endla-

gerung fester oder verfestigter ra-

dioaktiver Abfälle mit vernach-

lässigbarer Wärmeentwicklung, 

Az.: 41 – 40326/3/10, 22. Mai 

2002 

Reaktor-Sicherheitskommission: 

„Sicherheitskriterien für die End-

lagerung radioaktiver Abfälle in 

einem Bergwerk“, Bonn, 1983 

Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicher-

heit: „Sicherheitsanforderungen an 

die Endlagerung wärmeentwi-

ckelnder radioaktiver Abfälle, 

Bonn, 23. August 2010 

Bundestag, Drucksache 17/6954: 

Antwort auf eine Anfrage von 

Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90 / 

Die Grünen) vom 8. September 

2011 

intac, Beratung • Konzepte • Gut-

achten zu Umwelt und Technik 

GmbH: „Auswertung von Verän-

derungen des fachwissenschaftli-

chen Standes ausgewählter The-

men im Planfeststellungsverfah-

http://kotting-uhl.de/%20site/wp-content/uploads/2014/07/%202014-07-21_FG_Konrad_Gruene-Btf_4_Neumann.pdf
http://kotting-uhl.de/%20site/wp-content/uploads/2014/07/%202014-07-21_FG_Konrad_Gruene-Btf_4_Neumann.pdf
http://kotting-uhl.de/%20site/wp-content/uploads/2014/07/%202014-07-21_FG_Konrad_Gruene-Btf_4_Neumann.pdf
http://kotting-uhl.de/%20site/wp-content/uploads/2014/07/%202014-07-21_FG_Konrad_Gruene-Btf_4_Neumann.pdf
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ren zum geplanten Endlager Kon-

rad“, Phasen A und B, im Auftrag 

von AG Schacht KONRAD e.V., 

Hannover, November 1995 und 

Mai 1997 

intac, Beratung • Konzepte • Gut-

achten zu Umwelt und Technik 

GmbH: Konrad – Klagerelevante 

Aspekte, Endbericht, im Auftrag 

von     RAin    Rülle-Hengesbach, 

Hannover, 03.09.2003 

Gesellschaft für Anlagen- und 

Reaktorsicherheit mbH: „Synthe-

sebericht für die VSG – Bericht 

zum Arbeitspaket 13, Vorläufige 

Sicherheitsanalyse für den Stand-

ort Gorleben“,- Bericht GRS-290, 

Köln, März 2013  

Am 8. Oktober 2014 infor-

mierte die Ärzteorganisation 

IPPNW (Internationale Ärzte 

für die Verhütung des Atom-

kriegs / Ärzte in Sozialer Ver-

antwortung) auf einer Fachta-

gung mit Politikern und Wis-

senschaftsjournalisten in Ber-

lin über die gesundheitlichen 

Folgen ionisierender Strah-

lung. Der Epidemiologe Prof. 

Dr. med. Wolfgang Hoffmann 

und der Kinderarzt Dr. med. 

Alex Rosen erläuterten, dass 

groß angelegte epidemiologi-

sche Studien der letzten 15 

Jahre das Verständnis von 

biologischen Effekten durch 

Radioaktivität, Röntgenstrah-

len und anderen Formen ioni-

sierender Strahlung grundle-

gend verändert haben. 

Neben der natürlichen Hinter-

grundstrahlung sind es vor al-

lem zwei Faktoren, die für die 

Hauptlast der Strahlenexposi-

tion der Weltbevölkerung ver-

antwortlich seien: die radiolo-

gische Diagnostik der moder-

nen Medizin und die unter-

schiedlichen Bereiche der 

Atomindustrie. In der Medizin 

werden die neueren epidemio-

logischen Daten aus der Strah-

lenforschung sehr ernst ge-

nommen; der Trend geht zu 

einem deutlich sparsameren 

Einsatz ionisierender Strah-

lung. Vor allem die konventi-

onelle CT-Diagnostik wird 

mehr und mehr durch low-

dose Anwendungen, MRT 

und Sonographie ersetzt. In 

der Atomindustrie scheinen 

die wissenschaftlichen Er-

kenntnisse jedoch noch nicht 

angekommen zu sein. Sowohl 

in der Diskussion um die ge-

sundheitlichen Folgen der 

Atomkatastrophe von Fuku-

shima als auch in den De-

batten hierzulande um die 

langfristige Lagerung von 

Atommüll, den Rückbau von 

Atomkraftwerken oder die Li-

beralisierung der Freigabere-

gelungen für radioaktiv kon-

taminierte Abfälle – immer 

wieder werden von Seiten der 

Atomlobby und einiger indus-

trienahen Institutionen über-

holte Grenzwerte herangezo-

gen und realitätsfremde Strah-

lenschutzvorstellungen auf-

rechterhalten. 

Dabei ist die Datenlage mitt-

lerweile erdrückend: Erst 2013 

veröffentlichten australische 

Forscher in der angesehenen 

Fachzeitschrift „British Medi-

cal Journal“ (BMJ) eine Ana-

lyse von über 10 Millionen 

Patientendaten, die eine Erhö-

hung des Krebsrisikos um 

circa 24 Prozent durch eine 

einzige CT-Untersuchung (durch-

schnittliche Strahlendosis 4,5 

mSv) zeigte. Jedes weitere CT 

ließ das Risiko um zusätzliche 

16% steigen, bei Kindern war 

der Effekt sogar noch ausge-

prägter. Erst im Vorjahr hatten 

britische Wissenschaftler ähn-

liche Ergebnisse in der Zeit-

schrift „The Lancet“ veröf-

fentlicht. Zudem ist bereits 

seit den 1950er Jahren be-

kannt, dass vor allem Säuglin-

ge und Föten im Mutterleib 

eine stark erhöhte Strahlen-

sensibilität besitzen. Schon 

ein einzelnes Röntgenbild 

während der Schwangerschaft 

führt zu einer messbaren Er-

höhung des späteren Leukä-

mierisikos der Kinder. Neuere 

Studien zeigen zudem Dosis-

Wirkungsbeziehungen zwi-

schen natürlicher Hintergrund-

strahlung oder beruflicher Ex-

position mit ionisierender Strah-

lung und dem Risiko für 

Krebs und Herzkreislaufer-

krankungen. Ein Schwellenwert 

ist in keiner dieser Studien 

erkennbar. Die in Fukushima 

aufgestellte Behauptung, dass 

selbst Strahlendosen von bis 

zu 100 mSv keine messbaren 

gesundheitlichen Folgen ha-

ben würden, ist deshalb wissen-

schaftlich unhaltbar. 

Zudem wurden auch ohne mas-

sive Katastrophen rund um 

deutsche, englische, französi-

sche und schweizerische Atom-

kraftwerke erhöhte Krebsraten 

bei Kindern festgestellt. Hinzu 

kommt die absehbare Belas-

tung zukünftiger Generationen 

durch Tausende Tonnen von 

radioaktivem Abfall durch ab-

genutzte Brennstäbe, ausran-

gierte Atomsprengköpfe und 

stillgelegte Atommeiler. Wie 

eng diese unterschiedlichen 

Aspekte der Atomindustrie mit-

einander verzahnt sind, wird 

an internationalen Konzernen 

wie AREVA deutlich, die vom 

Uranbergbau über den Trans-

port und die industrielle Auf-

bereitung spaltbarer Materia-

lien, der zivilen Atomenergie, 

der Produktion von Atomwaf-

fen bis hin zur Atommüll-

aufbereitung und -lagerung alle 

Abschnitte der sogenannten 

„Nuklearen Kette“ bedienen – 

und damit verdienen. 

Wissenschaftler und Ärzte for-

dern schon seit langem eine 

Anpassung des Strahlenschutzes 

an den aktuellen Stand der 

Wissenschaft, eine konsequen-

te Minimierung der Strahlen-

exposition der Bevölkerung 

und eine evidenzbasierte öffent-

liche Diskussion. Welches ge-

sundheitliche Risiko durch ioni-

sierende Strahlung als akzepta-

bel und zumutbar angesehen 

wird, bedarf einer gesell-

schaftspolitischen Entschei-

dung mit Einbeziehung der 

Betroffenen.  Alex Rosen 

Siehe hierzu: ippnw information, 

15.01.2014: Gefahren ionisieren-

der Strahlung: Ergebnisse des Ul-

mer Expertentreffens vom 19. Ok-

tober 2013, 

http://www.ippnw.de/commonFil

es/pdfs/Atomenergie/Ulmer_Exp

ertentreffen_-_Gefahren_ionisie 

render_Strahlung.pdf   

 
Tokyo, 22.-24.11.2014 
 

Symposium 
zum Strahlen-
schutz nach 
Fukushima 
 

Vom 22. bis 24. November 

2014 veranstaltet ein Bündnis 

von Bürgerinitiativen in To-

kyo ihr 4. Internationales Sym-

posium zu den wissenschaftli-

chen und gesellschaftlichen 

Problemen des Strahlenschut-

zes für die Bevölkerung in den 

nach dem Unfall von Fukushi-

ma Dai’ichi belasteten Regio-

nen. 

Nach einem Einführungsvor-

trag des langjährigen Atom-

kritikers KOIDE Hiroaki be-

schäftigen sich vier internati-

onal und japanisch besetzte 

Podien mit den Themen: In-

formationsvermittlung und Mas-

senmedien; Gesetze und Rech-

te sowie: Gesundheit der Bevöl-

kerung (Public health) und Ri-

sikokommunikation. Zum letz-

ten Thema sprechen Alex Ro-

sen (über Skype), Sebastian 

Pflugbeil, Keith Baverstock 

und TSUDA Yoshihide. 

Diskussionsforen gibt es zu 

den Problemkreisen Katastro-

phenschutzmaßnahmen und 

Strahlenschutz sowie Risiko-

kommunikation und Sorge für 

die psychische Gesundheit, 

ferner zu den Zukunftsaussich-

ten und Aktionsplänen. 

Nähere Informationen: 

http://www.csrp.jp, 

e-mail: info@csrp.jp  
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Wissenschaftler verweisen auf neue Datenlage 
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